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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den Abschluss eines Protokolls 
zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Armenien 
andererseits über ein Rahmenabkommen zwischen der Europäischen Union und der 
Republik Armenien über die allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme der Republik 
Armenien an den Programmen der Union
(16472/2012 – C7-0009/2013 – 2012/0247(NLE))

(Zustimmung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Entwurfs eines Beschlusses des Rates (16469/2012),

– gestützt auf den Entwurf eines Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und 
Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Republik Armenien andererseits, 

– in Kenntnis des vom Rat gemäß Artikel 114, Artikel 168, Artikel 169, Artikel 172, Artikel 
173 Absatz 3, Artikel 188, Artikel 192, Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a, 
Artikel 218 Absatz 7 und Artikel 218 Absatz 8 Unterabsatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union unterbreiteten Ersuchens um Zustimmung (C7-
0009/2013),

– gestützt auf Artikel 81 und Artikel 90 Absatz 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (A7-
0000/2013),

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Protokolls;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der 
Republik Armenien zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Das Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und der Republik Armenien trat am 1. Juli 1999 in Kraft. Armenien hat sich 
seit 2004 aktiv an der Europäischen Nachbarschaftspolitik und seit ihrem Start im Jahr 2009 
an der Östlichen Partnerschaft beteiligt. 

Am 5. März 20071 nahm der Rat das Konzept an, das in der Mitteilung der Kommission „über 
das allgemeine Konzept zur Ermöglichung einer Beteiligung von ENP-Partnerstaaten an 
Gemeinschaftsagenturen und -programmen“ entworfen wurde2. In dieser Mitteilung wird die 
Möglichkeit in Betracht gezogen, dass ENP-Länder an ausgewählten 
Gemeinschaftsprogrammen und -agenturen teilnehmen, damit Reform, Modernisierung und 
Übergang gefördert werden. 
Am 18. Juni 2007 erließ der Rat Leitlinien für die Kommission im Hinblick auf die 
Aushandlung von Rahmenabkommen über die allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme von 
13 ENP-Ländern an Gemeinschaftsprogrammen. 

Die Absicht der EU, die Teilnahme der Partnerstaaten an EU-Programmen zu erleichtern, 
wurde in der gemeinsamen Mitteilung der Kommission und der Hohen Vertreterin der 
Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ erneut bekräftigt3. In der Erklärung des Warschauer Gipfels der 
Östlichen Partnerschaft, der am 29. und 30. September 2011 stattfand, wird erneut das 
Interesse der Partnerländer und der EU, die Teilnahme der Partner an Programmen und 
Agenturen der Union zu erleichtern, hervorgehoben und die verstärkte sektorale 
Zusammenarbeit begrüßt.

In dem vorliegenden Entwurf einer Empfehlung geht es um die von der Republik Armenien 
im April 2012 beantragte Teilnahme an Programmen der Union.

Das Protokoll enthält ein Rahmenabkommen über die allgemeinen Grundsätze für die 
Teilnahme Armeniens an den Programmen der Union sowie die in solchen Protokollen für 
ENP-Länder üblichen Standardbestimmungen. So erfordert die Teilnahme an jedem 
Programm die Ausarbeitung einer Vereinbarung, die von beiden Parteien unterzeichnet wird. 
Daneben betrifft die Teilnahme von ENP-Ländern nur diejenigen Gemeinschaftsprogramme, 
deren Satzungen und Ziele eine solche Teilnahme zulassen. 

Armenien leistet einen finanziellen Beitrag zu den spezifischen Programmen, an denen es 
teilnimmt. Die finanziellen Auswirkungen unterscheiden sich von Programm zu Programm 
und sind in der Vereinbarung festgelegt. 

Der Abschluss des Protokolls ermöglicht die schrittweise Öffnung von oder verstärkte 
Teilnahme an bestimmten Gemeinschaftsprogrammen für Armenien, was – neben der 
Stärkung der politischen Beziehungen durch die Östliche Partnerschaft und dem Abschluss 

                                               
1 Schlussfolgerungen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen“ vom 5. März 2007.
2 COM(2006) 724 final vom 4. Dezember 2006.
3 COM(2011) 303 final vom 25. Mai 2011. 
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des Assoziierungsabkommens – die Gelegenheit eröffnet, Beziehungen in den Bereichen 
Kultur, Bildung, Umwelt, Technik und Wissenschaft zu fördern sowie persönliche Kontakte 
und die sektorale Zusammenarbeit auszuweiten.


